
 
 

 

 

 

Appenzell, 12. August 2026 

 

Vernehmlassung Totalrevision der Verordnung über das Bestattungswesen 

 

Hochgeachtete Frau Landammann 

Sehr geehrte Damen und Herren der Standeskommission 

Sehr geehrter Herr Ratschreiber 

 

Die Arbeitnehmendenvereinigung Appenzell (AVA) begrüsst die Totalrevision der Verordnung über 

das Bestattungswesen ausdrücklich. Die Stossrichtung der Vorlage erachten wir insgesamt als sehr 

stimmig und zeitgemäss; sie trägt den gesellschaftlichen Entwicklungen, der gestiegenen Bedeutung 

von Feuerbestattungen sowie dem Bedürfnis nach mehr Rechtssicherheit und kantonal einheitlichen 

Regelungen Rechnung.  

Die AVA beantragt einzelne Präzisierungen, insbesondere beim Umgang mit Asche ausserhalb von 

Friedhöfen sowie bei der Zuständigkeit für die Friedhofsordnung. Weiter wünscht die AVA zusätzliche 

Öffnungen für unterschiedliche religiöse und kulturelle Bestattungstraditionen, etwa durch die 

Zulassung von Bestattungen in Tüchern, die Möglichkeit von Bestattungen am Todestag in 

begründeten Fällen sowie die Ermöglichung von Aufbahrungen zu Hause mit geeigneter technischer 

Unterstützung. 

Für die Möglichkeit zur Stellungnahme danken wir Ihnen. 

 

Freundliche Grüsse 

Im Auftrag des Vorstands der AVA 

Ursulina Kölbener, Co-Präsidentin 

Marco Keller, Co-Präsident 

  



 

Verordnung über das Bestattungswesen 

Art. 2 Abs. 1 

Antrag 

Die Errichtung, Erweiterung und Aufhebung von Friedhöfen bedarf der Bewilligung durch das 

Gesundheits- und Sozialdepartementzuständige Departement (nachfolgend Departement genannt). 

Begründung oder Anmerkung 

Könnte die Zuständigkeit des GSD für diese Aufgabe andernorts geregelt werden? Zum Beispiel in 

der DepV oder im GesG? 

 

Art. 2 Abs. 2 

Antrag 

Die Bewilligung wird erteilt, wenn alle gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere des Planungs-, Bau-

, Umwelt- und Gesundheitsrechts, eingehalten werden, die Bodenbeschaffenheit geeignet ist und die 

Anforderungen an die SchicklichkeitWürde gewährleistet sind. Die Bewilligung kann mit Auflagen und 

Bedingungen versehen werden. 

Begründung oder Anmerkung 

redaktioneller Hinweis. 

 

Art. 6 Abs. 1 

Antrag 

Werden bei der Räumung oder bei der Wiederbelegung von Gräbern Überreste von Gebeinen oder 

Urnen gefunden, sind diese in schicklicherwürdevoller Weise im gleichen Grab tiefer oder an anderer 

Stelle auf dem Friedhof zu beerdigen. 

Begründung oder Anmerkung 

Die AVA regt zur Diskussion an, ob der Umgang mit Osteosynthesematerial (Platten, Schrauben, 

Nägel) geregelt werden muss. Die AVA findet "schicklich" in der heutigen Zeit kein adäquates Wort 

und würde begrüssen, wenn dieses durch "würdevoll" (oder alternativ mit "angemessen" oder "unter 

Wahrung der Würde der Verstorbenen") ersetzt wird. Die Anpassung soll in der ganzen Verordnung 

vorgenommen werden. 

 

Art. 7 Abs. 3 

Begründung oder Anmerkung 

Die AVA schlägt vor, dass der Bezirk die Entscheidung über Anfragen zu Ritualen oder persönlichen 

Wünschen dem Leistungserbringer übertragen  kann, wenn das Ritual oder der persönliche Wunsch 

wesentlich von den üblichen Abläufen und Gepflogenheiten abweicht. Es stellt sich die Frage, 

welches Ausmass die Formulierung "verfassungsmässige Grundrechte" annehmen kann? 

 

  



 

Art. 8 Abs. 1 

Antrag 

Wer im Kanton Appenzell I.Rh. Bestattungen vornehmen möchte, braucht eine Bewilligung des 

Departementes  

(Neuer Absatz 2:) Sie oder er muss über einen eidgenössischen Fachausweis als Bestatterin oder 

Bestatter oder einen als gleichwertig anerkannten ausländischen Abschluss sowie über einen 

einwandfreien Leumund verfügen  

(Neuer Absatz 3:) . Die Bezirke sind.  Das Departement ist zuständig für die Überprüfung dieser 

Voraussetzungen in ihrem Gebiet. Sind diese nicht mehr erfüllt, entzieht das Departement die 

Bewilligung. 

Begründung oder Anmerkung 

Aus Sicht der AVA soll in Appenzell I.Rh. eine Bewilligungspflicht durch das Departement eingeführt 

werden. Wer die Bedingungen erfüllt, soll die Zulassung für den ganzen Kanton erhalten. Das 

Departement veröffentlicht eine Liste der zugelassenen Bestatterinnen und Bestatter. Da Angehörige 

selbständig eine Bestatterin oder ein Bestatter wählen können, kann mit dem formulierten Vorschlag 

nicht sichergestellt werden, dass die Voraussetzungen auch tatsächlich vom Bezirk überprüft wurden. 

 

Art. 9 Abs. 2 

Antrag 

Als Erdbestattung gilt die Beisetzung der eingesargten Leiche in einem Erdgrab. 

Begründung oder Anmerkung 

Es sollen nicht nur eingesargte Erbestattungen möglich sein, sondern auch Erdbestattungen in 

Tüchern. Damit wird unterschiedlichen religiösen und kulturellen Bestattungstraditionen Rechnung 

getragen und die Möglichkeit geschaffen, auch den Bedürfnissen weiterer Glaubensrichtungen 

angemessen zu entsprechen. 

 

Art. 9 Abs. 3 

Antrag 

Als Feuerbestattung gilt die Einäscherung der eingesargten Leiche im KrematoriumBeisetzung der im 

Krematorium eingeäscherten Leiche. 

Begründung oder Anmerkung 

Mit der vorgeschlagenen Änderung wird die Definition der Feuerbestattung begrifflich präzisiert. Die 

bisherige Formulierung stellt die Einäscherung im Krematorium als Feuerbestattung dar. Die 

Einäscherung ist jedoch lediglich der Vorgang, durch den die Asche entsteht. Die eigentliche 

Bestattung erfolgt anschliessend durch die Beisetzung der Asche. Die vorgeschlagene Formulierung 

stellt deshalb klar, dass als Feuerbestattung die Beisetzung der im Krematorium eingeäscherten 

Leiche gilt. Damit wird die Feuerbestattung als Bestattungsart und nicht lediglich als technischer 

Vorgang der Einäscherung definiert. 

 

  



 

Art. 11 Abs. 2 

Antrag 

In den übrigen Fällen ist über die Tot- und Fehlgeburten auf andere schicklichewürdevolle Weise zu 

verfügen. 

Begründung oder Anmerkung 

redaktioneller Hinweis. 

 

Art. 12 Abs. 1 

Antrag 

Der Leichnam soll frühestens 48 und spätestens 72 Stunden nach Eintritt des Todes bestattet oder 

eingeäschert werden. 

Begründung oder Anmerkung 

Es wird beantragt, die Mindestfrist von 48 Stunden zu verkürzen oder eine Ausnahmeregelung 

vorzusehen, damit in begründeten Fällen auch Bestattungen am Todestag möglich sind. Damit wird 

unterschiedlichen religiösen und kulturellen Bestattungstraditionen Rechnung getragen und die 

Möglichkeit geschaffen, auch den Bedürfnissen weiterer Glaubensrichtungen angemessen zu 

entsprechen. 

 

Art. 12 Abs. 2 

Antrag 

Die Wartefrist von 72 Stunden kann um höchstens 72 Stunden verlängert werden, sofern der 

Leichnam in einer Leichenhalle oder , in einem anderen hierzu besonders geeignetem Raum oder mit 

geeigneter technischer Unterstützung aufgebahrt wird und die Ärztin oder der Arzt, welcher die 

Leichenschau vornahm, keine Einwendungen aus Gründen der öffentlichen Gesundheit erhoben hat. 

Begründung oder Anmerkung 

Zunehmend wird die Aufbahrung zu Hause gewünscht, wie dies früher üblich war. Eine solche 

Aufbahrung soll mit geeigneter technischer Unterstützung, insbesondere Kühlung, ermöglicht werden, 

ohne dass dafür speziell ausgestattete Räume vorgeschrieben werden. 

 

Art. 14 

Begründung oder Anmerkung 

Die Begriffe „leicht abbaubar und umweltverträglich“ sind zu unbestimmt und bieten keine klare 

Vollzugsgrundlage. Soweit eine staatlich anerkannte Zertifizierung für Sargmaterialien besteht, ist in 

der Verordnung zu ergänzen, dass Särge nur aus entsprechend zertifiziertem Material bestehen 

dürfen. Fehlt eine solche Zertifizierung, sind die zulässigen Materialien in der Verordnung konkret zu 

bezeichnen oder das Amt für Umwelt (BUD) ist zu ermächtigen, eine entsprechende Liste der 

erlaubten Materialien zu erlassen. Eine solche Regelung könnte in einem neuen vierten Absatz 

erfolgen. 

 



 

Art. 15 Abs. 2 lit. a 

Begründung oder Anmerkung 

Es ist störend, wenn Asche in Gewässer, wie Sitter oder Seealpsee oder anderen, in denen auch 

gebadet wird oder als Trinkwasserzufluss gelten, verstreut wird. Die AVA schlägt vor, dass 

grundsätzlich keine Asche in stehende oder fliessende Gewässer verstreut werden darf. 

 

Art. 15 Abs. 3 

Antrag 

Die Bezirke könnenDas Department kann das Beisetzen von Urnen oder Ausbringen von 

Kremationsasche ausserhalb von Friedhöfen einschränken oder verbieten, wenn sich dies störend 

auswirkt. 

Begründung oder Anmerkung 

Damit die Regelung innerhalb vom Kanton einheitlich sind. Z.B. bei Fliessgewässern, die durch 

mehrere Bezirke gehen. 

 

Art. 18 Abs. 2 

Antrag 

In der Regel wird für jeden SargLeichnam ein eigenes Grab hergerichtet. 

Begründung oder Anmerkung 

Da die AVA in Art. 9 Abs. 2 vorschlägt auch die Bestattung in Tüchern zuzulassen, muss in diesem 

Absatz der Begriff "Sarg" durch "Leichnam" ersetzt werden. 

 

Art. 20 Abs. 2 

Begründung oder Anmerkung 

Die AVA schlägt vor, dass die Grabruhe unter Verrechnung der Kosten verlängert werden kann. Das 

Departement kann Ausnahmen bewilligen. Eine Verlängerung könnte auf maximal 10 Jahre 

beschränkt werden, ohne dass ein Anspruch auf dasselbe Grabfeld besteht. 

 

Art. 21 Abs. 1 

Antrag 

Nach einer Feuerbestattung istBei Feuerbesattungen ist nach einer Kremation die 

KremationsascheAsche in einer Urne zu sammeln. 

Begründung oder Anmerkung 

Aufgrund der vorgeschlagenen Anpassung von Art. 9 Abs. 3, erfolgt auch in diesem Absatz eine 

Umformulierung. 

 



 

Art. 24 Abs. 1 

Antrag 

Falls die Bezirke Leistungsvereinbarungen über das Betreiben von Friedhöfen abschliessen, müssen 

Grundsätze vereinbart werden, wie den Verstorbenen ein schicklicheswürdevolles und den Vorgaben 

dieser Verordnung entsprechendes Begräbnis gewährleistet werden kann. 

Begründung oder Anmerkung 

redaktioneller Hinweis. 

 

Art. 26 Abs. 1 

Antrag 

Der BezirksratFriedhofbetreiber erlässt nach Rücksprache mit dem Friedhofsbetreibenden eine 

Friedhofsordnung. Der Bezirksrat genehmigt die Friedhofsordnung. 

Begründung oder Anmerkung 

Der Friedhofsbetreiber ist mit den praktischen Bedürfnissen vor Ort besser vertraut. Er kann die 

notwendigen Regelungen deshalb sachgerechter und praxisnäher festlegen. 

 

Art. 26 Abs. 2 

Antrag 

Wird ein Friedhof von mehreren Bezirken benutzt, ist der Bezirksrat des Standortbezirks zuständig für 

den Erlass der Friedhofsordnung. Falls der Standortbezirk den Friedhof nicht selber nutzt, erlassen 

die anderen Bezirke, die den Friedhof nutzen, eine gemeinsamedie Genehmigung der 

Friedhofsordnung. 

Begründung oder Anmerkung 

Wenn die Friedhofbetreiber für die Friedhofsordnung zuständig sind, lässt sich auch die Regelung für 

diesen Spezialfall vereinfachen. 

 

Art. 27 Abs. 1 

Antrag 

Der BezirksratDie Friedhofbetreibenden bezeichnet in der Friedhofsordnung die Friedhöfe und regelt 

insbesondere: 

 

Art. 27 Abs. 1 lit. a 

Antrag 

Einrichtung und Betrieb einer allfälligen AufbewahrungshalleAufbahrungshalle; 

Begründung oder Anmerkung 

redaktioneller Hinweis. 



 

 

Art. 27 Abs. 1 lit. e 

Antrag 

Grundzüge der Gebührenregelung. 

Begründung oder Anmerkung 

Es sollen nicht nur die Grundzüge der Gebühren, sondern ganz konkret die Gebühren geregelt 

werden. 

 

Art. 28 

Begründung oder Anmerkung 

Die AVA wünscht aufgrund des Änderungsvorschlags in Art. 8 eine weitere Übergangsbestimmung 

(z.B. als Absatz 3 in diesem Artikel). Da bekannt ist, dass Bestatterinnen und Bestatter auch ohne 

eidgenössischen Fachausweis in Appenzell I.Rh. tätig sind, soll für diese Personen eine zeitlich 

befristete Übergangslösung geschaffen werden. Das Departement kann bisherigen Bestatterinnen 

und Bestattern ohne Fachausweis eine Zulassung von maximal drei Jahren erteilen, um einen 

geordneten Übergang in die neue Regelung zu ermöglichen.  Konkreter Textvorschlag für den Absatz: 

Das Departement kann bisherigen Bestatterinnen und Bestattern ohne Fachausweise eine Zulassung 

von maximal drei Jahren erteilen. 


